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Stellungnahme zum Gesetzentwurf für ein 
Landesbürgerenergiengesetz, Drucksache 19/427 
 

Der BUND Rheinland-Pfalz begrüßt ausdrücklich das im Koalitionsvertrag verankerte 
Vorhaben der Landesregierung, ein Bürgerenergiegesetz zu implementieren. Wir befürworten 
das Ziel, Bürgerinnen und Bürger sowie Kommunen stärker an der Energieerzeugung vor Ort 
zu beteiligen. Hierdurch können die regionale Wertschöpfung und die Akzeptanz für Wind- 
und Solarenergieprojekte erhöht werden. Rheinland-Pfalz wäre damit das zehnte Bundesland, 
das ein solches Gesetz einführt.  

Den von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegten Gesetzentwurf halten wir 
grundsätzlich für geeignet, diese Ziele zu erreichen.  

Insbesondere begrüßen wir, dass im Regelfall die Vorhabenträger der Anlagen mit den 
Standortgemeinden individuelle Beteiligungsvereinbarungen aushandeln. Eine Festlegung 
fester Beteiligungszahlungen erscheint zwar zunächst deutlich einfacher, individuelle 
Vereinbarungen ermöglichen es aber, auf die Rahmenbedingungen vor Ort einzugehen. So 
kann beispielsweise berücksichtigt werden, wie wirtschaftlich ein Energiepark vor Ort 
betrieben werden kann oder welche Beteiligungsformen vor Ort am besten umsetzbar sind.  

Die finanzielle Beteiligung von Verbandsgemeinden und Kreisen halten wir – vor allem mit 
Blick auf die Akzeptanz – für sinnvoll. Ebenso begrüßen wir das Ziel des Gesetzentwurfs, 
Bürgerinnen und Bürger finanziell zu beteiligen. 

Hinsichtlich der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger empfehlen wir jedoch, den 
Gesetzestext daraufhin zu überprüfen, ob diese ausreichend und verbindlich berücksichtigt 
werden. Es ist unseres Erachtens sinnvoll, dass Bürgerinnen und Bürger sich individuell 
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finanziell beteiligen können. Es sollten aber auch diejenigen berücksichtigt werden, die sich 
eine eigene Investition nicht leisten können. Direkte Zahlungen an Anwohnerinnen und 
Anwohner sollten zumindest möglich sein und in der Gesetzesbegründung ausdrücklich 
genannt werden. Im verpflichtenden Auffangmodell nach § 7 sollte neben dem 
Nachrangdarlehen auch eine Beteiligungsform verankert werden, die keine eigene Investition 
voraussetzt, z. B. in Form direkter Zahlungen, vergünstigter Stromtarife oder vergleichbarer 
Modelle. 

Die Ausnahmen für Bürgerparks und kommunale Parks sind sinnvoll.  

Wir begrüßen, dass die Mittel, die an Kommunen fließen, zweckgebunden eingesetzt werden 
sollen. Dass dabei die Akzeptanzmaßnahmen breit gefasst sind und beispielsweise auch die 
Förderung von Kultur-, Sport- oder Bildungsveranstaltungen oder -einrichtungen sowie 
Maßnahmen zur Verbesserung des Natur- und Artenschutzes umfassen können, halten wir 
für zielführend. 

Weiterhin begrüßen wir die im Gesetz verankerten Regelungen zur Transparenz über die 
Landesbeteiligungsplattform sowie die Pflicht der Kommunen zu veröffentlichen, wofür die 
Einnahmen verwendet werden.  

Abschließend empfehlen wir, den Gesetzentwurf im Hinblick auf die oben genannten 
Punkte zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger zu ergänzen und anschließend zeitnah 
zu beschließen. Sollte der vorliegende Gesetzentwurf keine Mehrheit finden, erwarten wir 
von der Landesregierung, dass sie zeitnah einen eigenen Gesetzentwurf vorlegt, der die 
positiven Ansätze des vorliegenden Entwurfs aufgreift und weiterentwickelt. 


